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Debatte um Abschiebehaft: CDU fordert
Erweiterung in Lichtenrade

Die Berliner Koalition aus CDU und SPD plant, die
Abschiebehaft auszuweiten. Standortdebatte entbrannt

nimmt Fahrt auf.

In den letzten Tagen hat sich die politische Landschaft in Berlin
aufgrund der Debatte um die Ausweitung der Abschiebehaft
dramatisch verändert. Nach dem Terroranschlag in Solingen
fordern die Berliner Christdemokraten von der CDU eine stärkere
Durchsetzung der Abschiebehaft, um potenzielle Gefahren zu
minimieren. Dies geschieht im Kontext einer verworrenen
Diskussion über den geeigneten Standort für die geplante
Erweiterung. Der praktische Nutzen einer Umgestaltung des
Abschiebesystems steht dabei im Mittelpunkt.

Der Standort am Kirchhainer Damm in Lichtenrade, der seit
2018 als Abschiebegewahrsam verwendet wird, auf die
spezifischen Bedürfnisse verurteilter krimineller
Ausreisepflichtiger ausgelegt, umfasst lediglich zehn Haftplätze.
Die Schäffannahme der CDU sieht vor, diesen Ort für mehr
ausreisepflichtige Personen zu öffnen, um dem Abtauchen vor
Abschiebungen entgegenzuwirken. Burkard Dregger, der
innenpolitische Vertreter der CDU, betont, dass die Erweiterung
der Möglichkeiten zur Abschiebehaft essentiell sei, insbesondere
nach den jüngsten Vorfällen, um die Sicherheit der Bürger zu
gewährleisten.

Widersprüche innerhalb der Koalition

Die SPD, der Koalitionspartner der CDU, zeigt sich in dieser



Angelegenheit gespalten. Obwohl Innensenatorin Iris Spranger
die Idee der Ausweitung befürwortet, äußert sich Martin Matz,
der innenpolitische Sprecher der SPD, skeptisch über den
aktuellen Standort. Seiner Meinung nach sind die derzeitigen
Kapazitäten schlichtweg unzureichend, um den Anforderungen
einer effektiven Abschiebehaft gerecht zu werden.

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) unterstützt diese Bedenken
und hebt hervor, dass die Einhaltung humanitärer Standards in
einer neuen Haftanstalt oberste Priorität haben müsse. Benjamin
Jendro von der GdP stellt fest, dass die geplanten Maßnahmen
zur Verbesserung der Repressionsmöglichkeiten notwendig sind,
um herauszufinden, wann und wo sich die mobilisierten
Ausreisepflichtigen befinden. Ein zentrales Argument ist, dass
viele dieser Personen bereits über soziale Netzwerke über ihre
bevorstehenden Abschiebungen informiert sind und
dementsprechend fliehen.

Die SPD hat zur Kenntnis genommen, dass eine effektivere
Abschiebehaft auch mit einem verschärften Aufenthaltsrecht
einhergeht, das im Februar vom Bundestag verabschiedet
wurde. Demnach können Ausreisepflichtige, die nicht als
kriminell oder gefährdet eingestuft werden, dennoch in
Abschiebehaft genommen werden, was den Handlungsspielraum
der Behörden erweitern würde.

Kritik aus verschiedenen Ecken
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